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Thüringer Landtag
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Fragwürdige Abschiebung im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt

Am 7. Dezember 2021 berichtete die Online-Lokalausgabe der Ostthüringer Zeitung (hierbei handelt es 
sich um einen OTZ-Plus-Artikel) im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt von der Abschiebung einer zehnköpfigen 
Familie am 30. November 2021 im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt, diese soll sowohl in der Nacht als auch 
ohne die Möglichkeit eines rechtlichen Beistands erfolgt sein. Der Familie wurde laut Zeitung erst kurz vor 
der Abschiebung eine eigene Wohnung abseits der Gemeinschaftsunterkunft zugewiesen. Ebenso wurde 
über die posttraumatische Belastungsstörung eines der Kinder, suizidale Tendenzen während der Abschie-
bung und die "Ruhigstellung" durch einen Arzt am Tag der Abschiebung berichtet.

Das Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz hat die Kleine Anfrage 7/3026 
vom 10. Februar 2022 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 26. April 2022 beantwortet:

1.	 Anhand welcher rechtlichen Argumentation wurde nach Kenntnis der Landesregierung eine Abschie-
bung durchgeführt? 

Antwort:
Rechtsgrundlage für die vollzogene Abschiebung ist § 58 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Danach 
ist ein vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer abzuschieben, sofern er nicht freiwillig ausreist und kei-
ne Duldungsgründe vorliegen. Die Familie war vollziehbar ausreisepflichtig. Das Angebot zu einer ge-
förderten freiwilligen Ausreise nach Serbien wurde der Familie mehrfach unterbreitet, jedoch von dieser 
abgelehnt. Duldungsgründe lagen bei der Familie nicht vor.

2.	 Ist es nach Kenntnis der Landesregierung zutreffend, dass der Familie kein Rechtsbeistand gewährt wur-
de? 

Antwort: 
Zur Beantwortung der Frage 2 wurde über die Thüringer Landespolizeidirektion eine Stellungnahme der 
Landespolizeiinspektion (LPI) Saalfeld eingeholt, da Einsatzkräfte der LPI Saalfeld für die polizeilichen 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Abschiebung der Familie verantwortlich zeichneten. Der LPI 
Saalfeld liegen keine Informationen dazu vor, ob seitens der Familie ein Rechtsbeistand angefragt und 
inwieweit die Hinzuziehung eines Rechtsbeistands abgelehnt wurde.

3.	 Wenn Frage 2 zutreffend ist, was war oder ist der Grund für die Verweigerung eines Rechtsbeistands? 

Antwort:
Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 
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4.	 Haben die Integrationsbemühungen der Familie und ihrer Mitglieder eine Rolle in einem etwaigen Ab-

schiebungsverfahren gespielt? 

Antwort:
Maßgeblich für eine zwangsweise Aufenthaltsbeendigung ist grundsätzlich, dass die Tatbestandsvoraus-
setzungen des § 58 Abs. 1 AufenthG erfüllt sind. Dies war vorliegend der Fall, da die Familie vollziehbar 
ausreisepflichtig war, nicht freiwillig ausreisen wollte und keine Duldungsgründe vorlagen. 

5.	 War bei Vergabe der Einzelunterkunft schon bekannt, dass es zu diesem Termin zu einer Abschiebung 
kommen würde? 

Antwort:
Nein; nach den der Landesregierung vorliegenden Erkenntnissen begann die interne Planung des Um-
zugs der Familie in eine Einzelunterkunft durch das für die Unterbringung zuständige Sachgebiet im 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt bereits am 11. November 2021. Am 23. November 2021 wurde dem 
für die Unterbringung zuständigen Sachgebiet durch die Ausländerbehörde des Landratsamtes Saal-
feld-Rudolstadt der geplante Abschiebungstermin mitgeteilt.

6.	 Wenn Frage 5 mit Ja beantwortet wurde, gibt es einen Zusammenhang zwischen der Änderung der 
Wohnsituation und der Abschiebung? 

Antwort:
Es wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.

7.	 War während der Abschiebung beziehungsweise zum Zwecke der Abschiebung ein Arzt involviert, falls 
ja, durch welche Stelle wurde der Arzt hinzugezogen? 

8.	 Wenn Frage 7 zutreffend ist, welche Aufgaben übernahm der Arzt (bitte einzeln aufschlüsseln, falls meh-
rere Aufgaben übernommen wurden)?

Antwort zu den Fragen 7 und 8:
Auf Grund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 7 und 8 zusammen beantwortet.

Während der Abschiebungsmaßnahme wurde durch die Polizeieinsatzkräfte ein Notarzt hinzugezogen, 
da eines der Kinder angekündigt hatte, sich selbst verletzen zu wollen. Nach Untersuchung der betreffen-
den Person wurde durch den Notarzt keine Selbst- oder Fremdgefährdung diagnostiziert und die Reise-
tauglichkeit festgestellt. Nach Übergabe der abzuschiebenden Personen an die Bundespolizei war wäh-
rend der gesamten anschließenden Abschiebungsmaßnahme eine ärztliche Begleitung sichergestellt.

9.	 War vor der Abschiebung bekannt, dass mindestens eine Person extremer psychischer Belastung aus-
gesetzt werden würde?

Antwort:
Der zuständigen Ausländerbehörde lag ein ärztliches Attest vom 25. August 2020 vor, wonach bei einer 
Person eine posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) diagnostiziert wurde. In dem Attest wurde aber 
auch festgestellt, dass eine Reisefähigkeit der betreffenden Person gegeben sei. Ein für diese Person 
gestellter Asylfolgeantrag wurde durch Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
im September 2021 als unzulässig abgelehnt; zudem wurde der Antrag auf Abänderung des ursprüngli-
chen BAMF-Bescheides bezüglich der Feststellung von Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 und 7 
AufenthG abgelehnt. In seinem Bescheid setzt sich das BAMF ausführlich mit der vorgetragenen PTBS 
der betreffenden Person auseinander. Das BAMF gelangt zu dem Ergebnis, dass das im Asylfolgever-
fahren vorgelegte ärztliche Attest vom 5. Juli 2021 nicht die vom Bundesverwaltungsgericht formulier-
ten Mindestanforderungen zur Geltendmachung einer PTBS erfüllt und dass keine zielstaatsbezogenen 
Abschiebungshindernisse nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG vorliegen. An diese Entscheidung des 
BAMF ist die Ausländerbehörde nach § 42 AsylG gebunden.

10.	Wie wird seitens der Behörden beziehungsweise der Polizei in Thüringen mit suizidgefährdeten Men-
schen, die abgeschoben werden sollen, umgegangen (gängige Praxis, Dienstanweisung, Handreichung 
et cetera)?
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Antwort:
Liegen der Ausländerbehörde Erkenntnisse vor, dass bei einer abzuschiebenden Person eine Suizid-
gefahr besteht, werden keine Abschiebungsmaßnahmen eingeleitet. Bestehen Zweifel an der Reisefä-
higkeit, wird durch die Ausländerbehörde gemäß § 82 Abs. 4 AufenthG eine ärztliche Untersuchung zur 
Feststellung der Reisefähigkeit angeordnet. An die Feststellungen des Amtsarztes zur Reisefähigkeit 
sind die Ausländerbehörde wie auch das Landesverwaltungsamt, durch welches die Abschiebung or-
ganisiert wird, gebunden. Bei festgestellter Reiseunfähigkeit wird die Rückführung nicht vollzogen und 
eine Duldung erteilt.

Für den Polizeibereich entfaltet bezugnehmend auf den Gesundheitszustand abzuschiebender Perso-
nen neben § 2 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei eine 
Dienstanweisung der Landespolizeidirektion Bindungswirkung für das Handeln der Beamten bei Abschie-
bungen. Demgemäß ist durch die eingesetzten Beamtinnen und Beamten eine Abschiebung abzuleh-
nen, respektive eine ärztliche Begutachtung einzuleiten, sofern bei Übernahme der Person begründete 
Zweifel am attestierten Gesundheitszustand aufkommen oder die Reise- und Flugtauglichkeit offensicht-
lich nicht mehr gewährleistet ist. 

Gleichfalls ist die Reisetauglichkeit unter Beiziehung einer ärztlichen Begutachtung abzuklären, wenn die 
ausreisepflichtige Person vorbringt, aus gesundheitlichen Gründen nicht reisefähig zu sein. Treten wäh-
rend des Transports gesundheitliche Probleme auf, so ist die Person unverzüglich einem Arzt vorzustellen.

Die bei Abschiebungen eingesetzten Einsatzkräfte der Bereitschaftspolizei Thüringen nehmen regelmä-
ßig an Fortbildungen zur hier aufgeworfenen Thematik teil.

Adams 
Minister
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